
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 50/16 B 
 
L 3 AS 15/15 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 35 AS 853/12 (SG Lübeck) 
 
 
 
………………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Ostholstein, 
Janusstraße 5, 23701 Eutin, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juli 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    und   

Dr.  F l i n t     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 5. Februar 2016 wird als unzulässig ver-

worfen.  

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Beschluss des LSG 

ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 Satz 2 SGG).  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision ua zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat. Diesen vorliegend allein geltend gemachten Zulassungsgrund hat der 

Kläger in der Begründung der Beschwerde nicht schlüssig dargelegt (§ 160a Abs 2 Satz 3 

SGG). 

 

Die Darlegung einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) er-

fordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (vgl BSGE 40, 

158 = SozR 1500 § 160a Nr 11). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist gegeben, 

wenn zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand er-

halten oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und in-

wieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in 

welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben 

durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich er-

scheint (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

IX. Kap, RdNr 65 f). Es ist aufzuzeigen, dass die Klärung der Rechtsfrage im allgemeinen Inte-

resse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und die Klärung durch das Revisionsgericht zu er-

warten (Klärungsfähigkeit) ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16). Zur Darlegung der Ent-

scheidungserheblichkeit hat ein Beschwerdeführer schließlich den nach seiner Auffassung vom 

Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Beschlusses und 

dabei insbesondere den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich be-

zeichneten Rechtsfrage notwendig macht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 31).  

 

Diesen Darlegungsanforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Als grund-

sätzlich klärungsbedürftig erachtet sie die Frage:  

"Ist der Betrag von 7.500,00 € für einen privaten Pkw auch als angemessen im Sinne des § 12 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB II zu betrachten?"  

 

Dem weiteren Vorbringen ist zu entnehmen, dass die Frage, welche Vermögensfreibeträge im 

Hinblick auf ein privates Kfz einem Antragsteller nach dem SGB II im Jahr 2012 aber auch 

aktuell zu belassen seien, klärungsbedürftig sein soll. Insbesondere wird in der Beschwerdebe-

gründung als klärungsbedürftig angesehen, ob die Angemessenheitsgrenze für einen privaten 

Pkw nicht unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Entwicklung zu erhöhen sei. Dem 

Vorbringen ist jedoch nicht zu entnehmen, warum der im Urteil des BSG vom 
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6.9.2007 - B 14/7b AS 66/06 R (BSGE 99, 77 = SozR 4-4200 § 12 Nr 5) entwickelte Maßstab 

anhand der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung inzwischen überholt sein sollte. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt in entsprechender Anwendung des § 169 Satz 3 SGG 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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